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Gallup-Umfrage zum geplanten 
Filmverbot in Tierfabriken



80 % der Bevölkerung befürworten heimliche Aufnahmen vom Tierschutz in Tierfabriken

Die Kurz-ÖVP möchte Konsument_innen uninformiert lassen und verhindern, dass 
Tierquälereien in Tierfabriken behördlich verfolgt werden – ¾ Mehrheit ist dagegen

Im Programm der Kurz-Regierung steht im Kapitel über die Reform des Strafrechts, dass das 
heimliche -ilmen in Tierfabriken mit Gefängnis geahndet und das so erhaltene -ilmmaterial 
zerstört, anstatt zur Information der Öffentlichkeit oder zur Verfolgung von Tierquälerei verwendet 
werden soll. Der VGT beauftragte daraufhin das renommierte Gallup-Institut mit einer 
repräsentativen Befragung der Bevölkerung dazu. Das Ergebnis ist eindeutig:

• 80 % finden heimliche Aufnahmen in Tierfabriken gut
• 81 % finden, dass Tierschutzorganisationen mit solchen Aufnahmen Anzeigen wegen 

Tierquälerei erstatten sollen
• Nur 16 % sind für eine Bestrafung von Tierschützer_innen für das heimliche Betreten von 

Stallungen
• Nur 18 % sind dagegen, dass solche Aufnahmen für Strafverfahren wegen Tierquälerei 

verwendet werden dürfen
• 86 % wollen zusätzliche Kontrollen von Tierfabriken durch Expertengremien

Auch in Deutschland meinten 82,2 % der Bevölkerung, dass heimliche -ilmaufnahmen in 
landwirtschaftlichen Betrieben gerechtfertigt sind. Aber in den USA und in Österreich wurden 
bereits -älle bekannt, in denen Menschen wegen derartiger -ilmaufnahmen bestraft wurden – in 
Oberösterreich nach dem Kulturflächenschutzgesetz. Neu ist, dass das -ilmen in Tierfabriken 
strafrechtlich verfolgbar werden soll.

In den letzten Jahren gab es zahlreiche -älle von skandalösen Tierquälereien in der 
Nutztierindustrie, die nur durch heimliche -ilmaufnahmen aufgedeckt werden konnten. Müssten 
diejenigen Personen, die diese Aufnahmen machten, mit Gefängnis rechnen, wären diese 
Tierquälereien weder an die Oberfläche gekommen, noch abgestellt worden.

Laut Tierschutz-Kontrollverordnung werden Tierhaltebetriebe im Mittel alle 50 Jahre einmal 
kontrolliert. Zusätzlich sind diese Kontrollen immer angemeldet. Und selbst wenn alles 
gesetzeskonform ablaufen würde, haben die Konsument_innen ein Recht zu erfahren, wie ihre 
Nahrung hergestellt worden ist, um informiert zu entscheiden, was sie essen wollen. 

Der VGT fordert deswegen – mit der großen Mehrheit der Bevölkerung im Rücken – ein Ende der 
Kriminalisierung von Tierschutzarbeit und Tierschutz-Aufdeckungsjournalismus.









Notwendigkeit von Aufdeckungsjournalismus

Journalistische Aufdeckung von Missständen ist ein wesentlicher Faktor
für deren Beendigung. Und ein Regulativ, wo über die öffentliche
Wahrnehmung auf Fehlentwicklungen reagiert werden kann.
Dort, wo es keine Kontrollen gibt, oder diese mangelhaft durchgeführt
werden, ist - aus momentaner Sicht - ein solches zivilgesellschaftliches
Eingreifen notwendig. Die konventionelle (Land-Mwirtschaft hat natürlich
kein Interesse daran, dass die Wahrheit ans Licht kommt.

Seit Jahren schon kritisieren Bauernvertreter_innen das heimliche
Dokumentieren von Missständen. Und zwar nur dieses. Die Missstände
selbst werden heruntergespielt und meist ignoriert. Und auch bei großem
öffentlicher Empörung ist es schwer, die Tierquälereien gerichtlich zu
ahnden. Das System der Tierausbeutung ist stark gefestigt.

Öffentliche Empörung
Die Liste an Aufdeckungen ist umfangreich, und doch zeigt sie nur einen
sehr kleinen Ausschnitt vom Zustand der österreichischen Landwirtschaft.
Ein paar wenige Beispiele und deren Auswirkungen: der durch den VGT
aufgedeckten Schweinemastskandal in Vorarlberg führte zu einer
Überprüfung sämtlicher Schweinehaltungen im Ländle. Der
Schlachthofskandal hat die ganze Branche durchgerüttelt, Schlachthöfe
wurden umgebaut und modernisiert, in Landtagssitzungen wurde das Thema
besprochen, Kontrollen wurden - zumindest kurzzeitig - intensiviert.
Letzten Herbst gingen Bilder durch die Kärntner Medien, wo Körperteile
toter Schweine in Schweinefuttertrögen lagen, im dazugehörigen
Schlachthof wurden die Schweine mit den Betäubungszangen verbotenerweise
getrieben und gequält.
In einem niederösterreichischem Betrieb konnte aufgedeckt werden, dass
die an sich schon tierquälerische betäubungslose Kastration von
männlichen Ferkeln übertroffen wurde, indem die Samenstränge
widerrechtlich abgerissen statt abgeschnitten wurden. Den schwächeren
Ferkeln wurde nicht geholfen, sondern man ließ sie verhungern. Außerdem
gab es für die Mastschweine 24 Stunden Dunkelhaft.
Die Liste ist lang und schlimm.
Die Missstände müssen aufgedeckt, geahndet und abgeschafft werden, die
Gesetzgebung muss auf die Missstände reagieren.

David Richter, VGT-Kampaigner
David.Richter@vgt.at, 06765852629
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Welttierschutztag: Regierung 
bedroht Tierschutzarbeit

Seite 44 im Regierungsprogramm zur Reform ges STRAFRECHTS:

→ Soll strafrechtlich verbieten, ohne Genehmigung ger 

Eigentümer_innen in einer Tierfabrik zu filmen 

→ Soll strafrechtlich verbieten, ohne Genehmigung ger 
Eigentümer_innen entstangene Filme in einer Tierfabrik für 
ein Tierquälereiverfahren zu verwerten oger ger Öffentlichkeit 

zu zeigen 



Aufdeckung Tierquälerei im 
Schlachthof



Aufdeckung Tierquälerei in der 
Schweinezucht



Aufdeckung Tierquälerei bei der 
Betäubung



Aufdeckung Tierquälerei bei Ferkeln



Aufdeckung Tierquälerei in der 
Schweinefabrik



Relevante Aspekte des Vorhabens

• bereits jetzt Ställe übertrieben geschützt, 
Verwaltungsgesetze

• Wigerspruch zur Pressefreiheit 
(Aufgeckungsjournalismus)

• zeitgemäße Weiterentwicklung ges 
Tierschutzes würge torpegiert

• konkrete Fälle von Tierquälerei würgen 
vertuscht

• Wigerspruch zum Willen ger großen 
Bevölkerungsmehrheit



Deutschland: Artikel in „Die Zeit“

Justizministerium habe „grungsätzliche Begenken gegen ein 
Vorhaben, gas eine wirksame Aufklärung ger Verbraucher 
gurch gie Bekanntmachung von Missstängen verhingern 
will“.



Situation in Deutschland

Emnig-Umfrage Deutschlang, Befragungszeitraum 19.5. bis 4.6. 
2018, 1012 Personen

FRAGE 1: Sollte es Ihrer Meinung nach in langwirtschaftlichen 
Betrieben stärkere Tierschutzkontrollen geben?

• 85,3% ja, 12,5% nein.

FRAGE 2: Ist es Ihrer Meinung nach gerechtfertigt, gass 
Tierschutzorganisationen gurch gas heimliche Filmen in 
langwirtschaftlichen Betrieben Tierleig ung Missstänge aufgecken?

• 82.2% ja, 15,7% nein



Anklage in den USA

29. April 2013, Utah: Amy 
Meyer filmt spontan mit ihrem 
Hangy von öffentlichem Grung 
aus, wie eine verletzte Kuh auf 
einem Schlachthof aus gem 
Transporter gelagen wirg

→ Anklage mit Strafgrohung 
über 6 Monate Haft



Verurteilung in Österreich

OÖ Kulturflächenschutzgesetz verbietet bereits Filmen 
in Tierfabriken (Verwaltungsrecht): Strafe bis € 1.000

→ Strafe: € 400



Daten zur Untersuchung

Fehler bei den Ergebnissen: +/- 2,5 %



Heimliche Aufnahmen in Betrieben

80 % fingen gas gut/eher gut! Nur 17 % sing gagegen.



Anzeigeerstattung mit heimlichen 
Aufnahmen

81 % fingen gas gut/eher gut, 16 % sing gagegen.



Strafe für heimliches Betreten von 
Stallungen

16 % sing gafür, 74 % gagegen.



Verwendung von Aufnahmen in 
Strafverfahren

73 % sing gafür, 18 % gagegen.



Zusatzkontrollen durch 
Expertengremien

86 % fingen gas gut/eher gut, 9 % schlecht/eher schlecht.



Zusammenfassung

Kanzler Kurz sagt: Zukunft ges Tierschutzes liegt in ger 
Konsumentenentscheigung

→ Gleichzeitig sollen unabhängige gemachte Aufnahmen ger 
Tierhaltung mit Gefängnis begroht wergen ung nicht 
veröffentlicht wergen gürfen!

Bevölkerung mehrheitlich gagegen:

• 80 % fingen heimliche Aufnahmen gut

• 81 % wollen, gass gamit von Tierschutzvereinen Anzeigen 
wegen Tierquälerei eingebracht wergen

• 74 % wollen keine Bestrafung für heimliches Filmen in 
Tierfabriken

• 73 % wollen, gass solche Aufnahmen in Strafverfahren 
wegen Tierquälerei verwenget wergen gürfen


